
N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 10. Juni 1993 Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.08 Uhr


                 Ende: 20.32 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  15.52 Uhr bis 16.51 Uhr

19.24 Uhr bis 20.06 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer

1. Schriftführer/in:
Frau Schalow

2. Schriftführer/in:
Frau Bashir-Fuchs



Herr Malonn

Ratsmitglieder:
Frau Bashir-Fuchs, Herr Biallowons, Herr Breitkopf,



Herr Diekelmann, Herr Diesel, Herr Diester, 



Herr Dittrich, Herr Finger, Herr Gebhardt, 

Frau Goergens-Busch, Herr Dr. Graner, Herr Dr. Haass, Frau Helmig, Frau Jöhnk, Frau Jöhnck, Herr Kaiser, Frau Krabbenhöft, Frau Kühl, Herr Kühlmorgen, 

Frau Lebert, Frau Lentz, Frau Lindner, Herr Löwner, Herr Malonn, Herr Möller, Herr Moriz, Herr Nieländer, Frau Nitschke-Frank, Frau Pahnke, Frau Pfitzner, 



Herr Plath, Herr Raupach, Herr Dr. Reimers, 

Frau Reyer, Herr Rogacki, Frau Schalow, Frau Schattke, Herr Schmidt-Brodersen, Frau Schuckenböhmer, 

Herr Schultz, Frau Siebke, Herr Silz, Herr Stein, Herr Tewes, Herr Tschorn, Herr Tovar, Herr Voigt, Herr Witt, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:

Herr Diekelmann, Frau Jöhnk, Herr Nieländer,



Herr Schultz, Herr Stein, Herr Raupach (bis 17.10 Uhr)

Hauptamtliche

Magistratsmitglieder:
Oberbürgermeister Dr. Kelling,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter,



Stadtschulrat Zimmer

Es haben sich

entschuldigt:

Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und



weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:

Herr Thode (Amt für Bürgerangelegenheiten und





Zentrale Dienste)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden. Sie teilt mit, daß sich 6 Ratsmitglieder entschuldigt haben und eines später kommen wird, so daß zunächst 42 und später 43 Mitglieder der Ratsversammlung anwesend sein müßten.


Stadtpräsidentin Reyer stellt die Beschlußfähigkeit fest.

Die Stadtpräsidentin gratuliert nochmals Ratsfrau Ingrid Potjans, die am


28. Mai 1993 geheiratet hat und jetzt Jöhnck heißt.

Sie weist ferner auf den "Friedensweg" am 12. Juni 1993 hin und bittet um


zahlreiche Teilnahme.

2. Genehmigung der Tagesordnung 

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung recht​zeitig  -7 Tage vorher - zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazugehörigen Nachtrags-Tagesordnungen sind


- mit einer Zusammenstellung vom 7. Juni 1993 nachgeschickt


und

- mit einer weiteren Zusammenstellung heute auf den Tisch gelegt worden.

Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet. Änderungen zur Tagesordnung


Öffentliche Sitzung


Punkt 10 a. Verkauf oder Verpachtung des Bergschulheims
- Drs. 922 -




St. Andreasberg




- von der CDU-Ratsfraktion zurückgezogen -


Punkt
12.
Unterstützung des bundesweiten "Referendums
- Drs. 412 -




doppelte Staatsbürgerschaft"




- im Magistrat vertagt -


Punkt
17.
Betriebshof Gutenbergstraße 79 des Amtes für
- Drs. 397 -




Abfallwirtschaft und Straßenreinigung

- zurückgestellt bis zur Beratung der 2. Nach-




tragshaushaltssatzung -


Punkt
18.
Personelle und finanzwirtschaftliche Befugnisse
- Drs. 401 -

des Amtes für die Bühnen der Landeshauptstadt Kiel




- im Ausschuß zurückgestellt -


Punkt
19.
Umstrukturierungs- und Einsparungskonzept
- Drs. 402 -




für die Bühnen der Landeshauptstadt Kiel




- im Ausschuß zurückgezogen -


Nichtöffentliche Sitzung


Punkt
33.
Abschluß eines Vormietvertrages
- Drs. 372 -




- im Finanzausschuß zurückgezogen -


Punkt 6.
Änderung eines Vertrages
- Drs. 417 -






- im Ausschuß zurückgezogen -

Diese Punkte stehen damit heute nicht zur Beratung an, mit folgenden Aus-


nahmen, die sich aufgrund der Fraktionsberatungen ergeben haben:

SPD, DIE GRÜNEN und F.D.P. haben erklärt, daß sie die im Magistrat vertagte


Vorlage zu


Punkt 12.

- Unterstützung des bundesweiten "Referendums      - Drs. 412 -







doppelte Staatsbürgerschaft"


als Fraktionsantrag übernehmen.

Der Antrag steht damit auf der Tagesordnung, wenn die Dringlichkeit mit der


einfachen Mehrheit der Anwesenden anerkannt wird.

Die CDU hat erklärt, daß sie die im Ausschuß zurückgezogene Vorlage zu

Punkt 6. - Nichtöffentliche Sitzung -                          - Drs. 417 -





Änderung eines Vertrages


als Fraktionsantrag übernimmt.


Der Antrag steht damit auf der Tagesordnung.

Die Einordnung der genannten Punkte in der Tagesordnung soll nicht verän-


dert werden.

Die Dringlichkeit aller nachgereichten Anträge und Vorlagen wird einstimmig


anerkannt.


Wortmeldungen zur Tagesordnung liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt die Genehmigung der Tagesord-


nung in der nunmehr vorliegenden, geänderten Form fest.

3. Einwohneranfragen 

a) Kinder brauchen Bücher                                      - Drs. 410 -

Hierzu liegt folgende Einwohneranfrage von der Initiative für Bücherbus und Stadtteilbüchereien vor:



Wir bitten um Beantwortung folgender Fragen durch den Magistrat:



1. Warum wird die Hauptstelle der Stadtbücherei nicht in eine für die




Stadt Kiel kostengünstigere Liegenschaft verlegt?

2. Warum wurde im Vorwege nicht der Versuch unternommen, die Betriebsko​sten des Bücherbusses zu senken?



Die Antwort wird wie beigefügt gegeben.

Eine Zusatzfrage wird von Stadtschulrat Zimmer (CDU) ebenfalls beantwor​tet.



Kenntnis genommen

b) Asylbewerberleistungsgesetz                                 - Drs. 427 -

Hierzu liegt folgende Einwohneranfrage von Herrn Hubert Wegemund vor:

Hiermit stelle ich die von Ihnen zu Frage 1 und 2 zurückgewiesene Bür​geranfrage zum "Asylbewerberleistungsgesetz" für die Ratsversammlung am



10. Juni 1993 neu.



Folgende Fragen stelle ich:

1. Hat der Magistrat geprüft, ob bei der gegenüber der Sozialhilfe ver​minderten Leistungsausgabe an Asylbewerberinnen und Asylbewerber ein Verstoß gegen Art. 1 und 3 Abs. 3 Grundgesetz vorliegt und wenn ja, zu welchem Ergebnis ist der Magistrat gekommen?

2. Hat der Magistrat geprüft, ob bei der Ausgabe von Gutscheinen die Dispositionsfreiheit der Asylbewerberinnen und Asylbewerber einge​schränkt wird und ob es sich um eine Diskriminierung dieser Bevölke​rungsgruppe dadurch handelt und wenn ja, zu welchem Ergebnis ist der Magistrat gekommen?

3. Plant die Stadt Kiel die Ausgabe von Sachleistungen und wenn ja, in welcher Form und in welchem Umfang plant sie dieses und plant die Stadt Kiel dadurch Kosten einzusparen? Falls es dazu konrete Berech​nungen bereits gibt, bitte ich diese anzugeben.

Diese Anfrage wird von der Bürgerinitiative Elmschenhagen für Völkerver​ständigung - gegen Rassismus - unterstützt.



Die Antwort wird wie beigefügt gegeben.

Eine Zusatzfrage wird von Stadtrat Schroedter (SPD) ebenfalls beantwor​tet.



Kenntnis genommen

4. Anträge der Fraktion 

Wahl des Bürgermeisters und Kämmerers der                      - Drs. 383 -


Landeshauptstadt Kiel


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

Herr Dr. Peter Bendixen wird mit Wirkung vom 1. August 1993 für die Dauer von 6 Jahren zum hauptamtlichen Stadtrat für das Finanzwesen (Sachgebiet 7) und für die Dauer seiner Wahlzeit zum ersten allgemeinen Stellvertreter des Oberbürgermeisters gewählt.


Er führt die Amtsbezeichnung Bürgermeister.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) beantragt namens ihrer Fraktion Zurück-


stellung für 6 Monate.


Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: - mit Mehrheit -

5. Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde sind von den Fraktionen bzw. von Ratsmitgliedern


keine Themen angemeldet worden.


Die Aktuelle Stunde entfällt damit.

6. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

Bericht des Beirats für Seniorinnen und Senioren               - Drs. 384 -


Frau Lieselotte Korscheya


Kenntnis genommen

7. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


Es liegen keine Mitteilungen vor.

8. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung


am 27.05.93 

a) Verwaltungsmodernisierung und -reform bei der               - Drs. 388 -



Landeshauptstadt Kiel



Kenntnis genommen.

b) Konflikt zwischen beabsichtigten Maßnahmen                  - Drs. 411 -



der Verwaltungsvereinfachung und Arbeits-



beschleunigung im Sinne des "Tilburger Modells"



und z.Z. geltenden Rechtsvorschriften



Kenntnis genommen

9. Anträge der Fraktion 

a) Bebauungsplan 318 - Wohnbebauung Alte Dorfstraße/           - Drs. 345 -



Eckernförder Straße



Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:



Für das Bauvorhaben Alte Dorfstraße/Eckernförder Straße wird der

B-Plan 318 im vereinfachten Verfahren im Sinne der Zielsetzung der Be​gründung geändert.

Stellv. Stadtpräsident   B i a l l o w o n s   (SPD) fügt dem umseitigen Antrag den Halbsatz "wenn dies rechtlich zulässig ist" an.



Beschluß:  mit Änderung einstimmig

b) Ausschußneubesetzungen und Abberufung aus                   - Drs. 385 -



Ausschüssen



Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:



1. Als ordentliches Mitglied im Finanzausschuß wird neu gewählt:




Lutz Oschmann




Steenbarg 13




2300 Kiel 17.



Ratsherr Arwed Dittrich wird als bisheriges ordentliches Mitglied aus



dem Finanzausschuß abberufen.



2. Als ordentliches Mitglied im Ordnungsausschuß wird neu gewählt:




Ratsherr Wilfried Voigt




Brückenstraße 29




2300 Kiel 14

Ratsherr Arwed Dittrich wird als bisheriges ordentliches Mietglied aus dem Ordnungsausschuß abberufen.

3. Als ordentliches Mitglied im Sonderausschuß Geschäftsordnung wird neu gewählt:




Ratsfrau Christiane Pahnke


Tiroler Ring 376 2300 Kiel 14.

Ratsherr Arwed Dittrich wird als bisheriges ordentliches Mitglied aus




dem Sonderausschuß Geschäftsordnung abberufen.



4. Als stellvertretendes Mitglied im Rechnungsprüfungsausschuß wird neu



gewählt:



Ratsfrau Maren Nitschke-Frank



Stockholmstr. 19



2300 Kiel 1.



Ratsherr Arwed Dittrich wird als bisheriges stellvertretendes Mitglied



aus dem Rechnungsprüfungsausschuß abberufen.



5. Als stellvertretendes Mitglied im Wirtschaftsausschuß wird neu ge-



wählt:



Ratsherr Wilfried Voigt



Brückenstr. 29



2300 Kiel 14.



Ratsherr Arwed Dittrich wird als bisheriges stellvertretendes Mitglied



aus dem Wirtschaftsausschuß abberufen.



6. Als stellvertretendes Mitglied im Wohnungsausschuß wird neu gewählt:



Ratsherr Wilfried Voigt



Brückenstr. 29



2300 Kiel 14.



Ratsherr Arwed Dittrich wird als bisheriges stellvertretendes Mitglied



aus dem Wohnungsausschuß abberufen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

c) Arbeitsvoraussetzungen im Sozialamt                         - Drs. 431 -


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Die Ratsversammlung der Stadt Kiel spricht sich dafür aus, daß es in Kiel auch nach dem 17. Juni für eine Frau möglich sein muß, eine un​erwünschte Schwangerschaft unter optimalen medizinischen Bedingungen abzubrechen. Die Wahl zwischen einem ambulanten und einem stationären Abbruch muß gewährleistet sein.

2. Falls sich die Krankenkassen aufgrund des Verfassungsgerichtsurteils vorübergehend oder auf Dauer aus der Finanzierung zurückziehen, ist zu gewährleisten, daß bei bedürftigen Frauen die Kosten für einen Ab​bruch vom Sozialamt übernommen werden.

3. Dementsprechend wird die Abteilung "Hilfe außerhalb von Einrichtun​gen" des Sozialamtes in die Lage versetzt, den zusätzlichen Arbeits​belastungen, die durch das Urteil des Bundesverfassungsgerichtes vom 28. Mai 1993 entstehen werden, begegnen zu können. Daher werden un​verzüglich die Vorschläge vom Amt für Organisation und Verwaltungsre​form, die diese Abteilung betreffen, umgesetzt.


Beschluß: mit Änderung einstimmig

d) Erklärung der Ratsversammlung zu Konsequenzen               - Drs. 433 


​nach den rassistischen Morden von Solingen

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

1. Die Morde in Solingen haben uns erneut in schrecklicher Weise vor Au​gen geführt, daß in der Bundesrepublik Deutschland lebende Ausländer in zunehmendem Maße Opfer von rassistischen Gewaltverbrechen werden. Bestürzt und voller Scham stellen wir fest, daß in Deutschland leben​de Menschen nichtdeutscher Staatsangehörigkeit ihres Lebens nicht mehr sicher sein können. Wir stellen ebenso fest: Die rassistisch mo​tivierten Morde und Gewaltverbrechen an Ausländer/innen sind "nur" die Spitze einer seit Jahren gewachsenen Fremdenfeindlichkeit in Deutschland, zu deren Entstehen und Ausbreitung ursächlich auch Ent​scheidungen und Versäumnisse der politischen Verantworungsträger in Bonn und andernorts beigetragen haben.

2. Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel bekennt sich in dieser Situation zur multikulturellen Gesellschaft, in der jegliche Formen der Diskriminierung, der gesellschaftlichen Ausgrenzung und der rechtlichen Ungleichstellung von in der Bundesrepublik lebenden Aus​länder/innen ein Ende finden müssen:


. Die Ratsversammlung unterstützt das bundesweite "Referendum Doppel-

te Staatsbürgerschaft". Sie appelliert an die Bundesregierung und an die Mitglieder des Bundestages, endlich die Voraussetzungen für die Anerkennung der doppelten Staatsbürgerschaft und für die Aner​kennung des aktiven und passiven Wahlrechts für Ausländer/innen zu schaffen.


. Wo die geltenden Gesetze zum Schutz vor Diskriminierung und Gewalt

nicht ausreichen, müssen sie - wie in anderen Ländern praktiziert ​um Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsgebote ergänzt werden, um jegliche Form der direkten und indirekten Diskriminierung von Ausländer/innen zu verbieten und um die Gleichstellung der Auslän​der/innen zu fördern.


. Rassistische und neonazistische Parteien und Organisationen - nach

den Alliierten Kontrollratsgesetzen verboten - müssen aufgelöst werden.

3. Im eigenen Zuständigkeitsbereich hält die Ratsversammlung weitere An​strengungen für geboten.


. Die in dieser Hinsicht bereits eingeleiteten Schritte und Maßnahmen

des Referats für Ausländer/innen werden uneingeschränkt begrüßt.


. In Anbetracht der seit Jahren gewachsenen Gewaltbereitschaft und

rechtsextremistischen Tendenzen in der Kieler Jugendszene hält die Ratsversammlung weitere Einsparungen in den Bereichen der Jugendar​beit, der Jugendfreizeit- und -betreuungseinrichtungen für nicht mehr hinnehmbar. Es ist an der Zeit, das Angebot an Freizeit-, Be​schäftigungs- und Betreuungsmöglichkeiten für Jugendliche in Kiel wieder zu verbessern.


. Die Ratsversammlung hält es für sinnvoll, über die Schaffung eines

"Kommunalen Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsprogramms für Ausländer/innen in Kiel" zu beraten mit u. a. folgenden Zielsetzun​gen:



. Überprüfung und Verbesserung der Zugangsmöglichkeiten für Auslän-

der/innen in Kiel zu Wohnungen, Dienstleistungen, Schul-, Aus- und Weiterbildungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten;



. Erhöhung des Anteils der Ausländer/innen unter den Beschäftigten



im öffentlichen Dienst in privaten Unternehmen;



. Intensivierung der Aufklärungsmaßnahmen (insbesondere in der Ju-



gendarbeit);




. Verbesserung der politischen Teilhabe- und Mitwirkungsmöglichkei-




ten für Ausländer/innen.

Ratsherr   P l a t h   (F.D.P.) beantragt Überweisung der Ziff. 3 des Antrages in alle Ausschüsse, deren Zuständigkeit bei dieser Thematik ge​geben ist.



Beschluß über diesen Geschäftsordnungsantrag: mit Mehrheit

Beschluß über Drs. 433, Ziff. 1 und 2: Nach Antrag - mit Mehrheit -

10. Betreff: 1. Nachtragshaushaltssatzung der Landeshauptstadt     - Drs. 404 




​Kiel für das Haushaltsjahr 1993


Berichterstatter: Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:

Aufgrund des § 80 der Gemeindeordnung wird nach Beschluß der Ratsversamm​lung vom


  und mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde


folgende Nachtragshaushaltssatzung erlassen:








§ 1


Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden






erhöht     vermindert
und damit der Gesamtbetrag







um          um
des Haushaltsplans einschl.









Nachtrag

gegenüber        nunmehr bisher          festgesetzt 

auf







DM          DM
   DM
DM


im Vermögenshaushalt


die Einnahmen



222.021.900   214.305.900


die Ausgaben



222.021.900   214.305.900








§ 2


Es werden neu festgesetzt:


1. Der Gesamtbetrag der Kredite für



Investitionen und Investitionsförderungs-



maßnahmen von bisher 97.486.600 DM auf
               86.436.700 DM


2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungser-



mächtigungen von bisher 110.927.700 DM auf                 92.885.700 DM


3. der Höchstbetrag der Kassenkredite von bisher



120.000.000 DM auf


              180.000.000 DM


Die kommunalaufsichtliche Genehmigung wurde am           erteilt.


Beschluß:  mit Änderung - mit Mehrheit -

10. 1. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 1993        - Drs. 404 -

Bei der Beratung dieses Punktes werden ebenfalls die Tagesordnungspunkte 10. a), b), c) aufgerufen - Beschlüsse auf den nachgehefteten Vorlagen


Drs. 922, 405, 423.


Ratsherr   K ü h l m o r g e n   (SPD) stellt folgenden Antrag:

"Die Verwaltung wird beauftragt, vor der Vergabe der Aufträge für die Wie​derherstellung der sanierten dioxinverseuchten (Sport)-Flächen zu prüfen, ob eine Umplanung des Sportplatzes der Theodor-Möller-Schule nach modernen Gesichtspunkten ohne nennenswerte Verzögerung und ohne Kostenüberschreitung möglich ist.

Dabei ist daran gedacht, die 400-Meter-Rundbahn auf eine 100-Meter-Bahn zu verkürzen und die Aschefläche hinter dem Tor durch eine Grünfläche zu er​setzen.

Auf dem Gelände zwischen Sporthalle und dem bisherigen Sportplatzbereich soll ein Kleinspielfeld errichtet werden. Die Ratsversammlung geht davon aus, daß unabhängig von dem oben beschriebenen Prüfauftrag unverzüglich mit der Sanierung aller betroffenen Anlagen begonnen wird."


Beschluß: einstimmig


Ratsfrau   L e b e r t   (CDU) beantragt:

"Die Verwaltung wird beauftragt, vor der Vergabe der Aufträge für die Wie​derherstellung der sanierten dioxinverseuchten (Sport)-Flächen zu prüfen, ob eine Umplanung des Sportplatzes der Timm-Kröger-Schule nach den Wünschen der Schule ohne nennenswerte Verzögerung und ohne Kostenüberschreitung mög​lich ist.

Die Ratsversammlung geht davon aus, daß unabhängig von dem oben beschriebe​nen Prüfauftrag unverzüglich mit der Sanierung aller betroffenen Anlagen begonnen wird."


Beschluß: einstimmig

Oberbürgermeister Dr.   K e l l i n g   (SPD) verliest die 1. Nachtrags​haushaltssatzung, die sodann zur Abstimmung gestellt wird.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit

10. Anträge der Fraktion 

a) Verkauf oder Verpachtung des Bergschulheimes                - Drs. 922 


​St. Andreasberg



Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

Der Magistrat und die Verwaltung werden beauftragt, den folgenden struk​turellen Einsparungsvorschlag in eine Beschlußvorlage umzusetzen und um​gehend der Selbstverwaltung zur Entscheidung vorzulegen:

Verkauf oder Verpachtung des Bergschulheimes St. Andreasberg



Zurückgezogen

10.  b) Betreff:  Satzungsänderung i.V.m. Erhöhung der             - Drs. 405 ​Vergnügungssteuer




Berichterstatter: Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Die beigefügte 4. Nachtragssatzung über die Erhebung einer Ver​gnügungssteuer für das Halten von Spiel- und Geschicklichkeits​apparaten wird beschlossen.




Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

10. c) Betreff:  Ergänzung der Gebührensatzung zur Satzung über    - Drs. 423 






​die Vermeidung und Entsorgung von Abfällen im








Stadtgebiet Kiel (Abfallgebührensatzung) vom 21.12.92



Berichterstatter: Stadtrat Schirmer

Antrag: a) Die 1. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung über die Vermei​dung und Entsorgung von Abfällen im Stadtgebiet Kiel (Abfall​gebührensatzung) wird beschlossen.

b) Den überplanmäßigen Ausgaben bei folgenden Haushaltsstellen wird zugestimmt:









1. bei der HHSt 720.676 (An Private Unternehmen) in










Höhe von DM 1.662.700,--;









2. bei der HHSt 720.675 (An Öffentliche Unternehmen/MVA)










in Höhe von DM 3.519.000,--;

3. bei der HHSt 720.6793 (Sonstige innere Kostenerstattungen/ Deponie) in Höhe von DM 2.124.800,--.

c) Die Mehrausgaben werden gedeckt durch Mehreinnahmen in Höhe von DM 8.499.020,-- bei der HHSt 720.111 (Gebühren für einma​lige und Sonderleistungen)



Stadtrat

S c h i r m e r   beantragt:

"Gemäß Magistratsbeschluß vom 09.06.93 wird in Artikel I der Nachtrags​satzung das Wort "ergänzt" durch das Wort "geändert" ersetzt."



Beschluß: mit Änderung - mit Mehrheit -

11. Betreff: Namensgebung für das ehemalige Landeszentralbank-     - Drs. 386 ​



gebäude FLeethörn 26: Dr. Wilhelm Spiegel - Haus


Berichterstatter: Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Das ehemalige Landeszentralbankgebäude in der Fleethörn 26 - z. Z. Standesamt und Stadtkasse - erhält den Namen "Dr. Wilhelm Spiegel​Haus"


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff: Unterstützung des bundesweiten "Referendums           - Drs. 412 ​




Doppelte Staatsbürgerschaft"


Berichterstatter: Oberbürgermeister Dr. Otto Kelling

Antrag: Die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel unterstützt das "Re​ferendum Doppelte Staatsbürgerschaft" und beauftragt den Magistrat, geeignete Maßnahmen zur Unterstützung einzuleiten.


Im Magistrat vertagt, von SPD-Ratsfraktion, Ratsfraktion DIE GRÜNEN sowie


F.D.P.-Ratsfraktion als Antrag übernommen und wiedereingebracht.


Vertagt

13. Betreff:

Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle       - Drs. 413 -

054/591 - Veranstaltungen des Ausländerreferats:






Jahresplanung "Vielfalt in Kiel"


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: Der Leistung von überplanmäßigen Ausgaben bei den Haushaltsstellen a) 054.591 - Veranstaltungen - in Höhe von
          15.500,00 DM





und



b) 054.595 - Information und Aufklärung in der






Ausländerarbeit - in Höhe von
           3.500,00 DM



wird zugestimmt.

Die Mehrausgaben in Höhe von 19.000,00 DM werden gedeckt durch Ein​sparungen bei der Haushaltsstelle 034.841 - Sonstige Finanzausga​ben -.


Ratsfrau

S c h a t t k e   (CDU) beantragt getrennte Abstimmung der Punk-


te a) und b) des Antragstextes.


Beschluß über Drs. 413, Punkt a): mit Mehrheit


Beschluß über Drs. 413, Punkt b): mit Mehrheit


Beschluß über die gesamte Vorlage - Drs. 413 -: Nach Antrag - mit Mehrheit-

14. Betreff:  Jahresrechnung 1991 mit Schlußbericht des            - Drs. 387 ​Rechnungsprüfungsamtes


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: 1. Der Jahresrechnung nach § 95 GO i. d. F. vom 2. April 1990





(GVOBl. Schl.-H. S. 159) wird





im Verwaltungshaushalt





in den Einnahmen mit
907.378.875,34 DM





in den Ausgaben mit
933.867.859,75 DM





somit mit einem Fehlbetrag von
 26.488.984,41 DM





im Vermögenshaushalt





in den Einnahmen mit
155.698.936,86 DM





in den Ausgaben mit
155.698.936,86 DM



ausgeglichen zugestimmt.

2. Der Schlußbericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung 

der Jahresrechnung 1991 sowie die Anlage des Kämmerei- und Steu​eramtes "Abschlüsse und Erläuterungen zur Jahresrechnung 1991 der Landeshauptstadt Kiel" werden zur Kenntnis genommen.

3. Dem Magistrat wird gemäß § 95 GO SH i. d. F. vom 2. April 1990 (GVOBl. SH S. 159) für die Haushaltswirtschaft 1991 Entlastung erteilt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff:  Verwaltungsmodernisierung/Verwaltungsreform          - Drs. 389 ​



in der Stadtverwaltung




hier: Einrichtung einer Steuerungsgruppe


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag: 1. Im Zusammenhang mit der Verwaltungsreform wird eine Steuerungs​gruppe "Verwaltungsreform", welche den Gesamtprozeß begleiten soll, eingesetzt.

2. Die Steuerungsgruppe setzt sich aus folgenden Mitgliedern zusam​men:





- Herr Oberbürgermeister Dr. Kelling

als Vorsitzender und gleichzeitig in seiner Funktion als Leiter der Verwaltung





- je eine Vertreterin/einen Vertreter der vier Fraktionen





- dem Leiter des Amtes Organisation und Verwaltungsreform





- dem Leiter des Kämmerei- und Steueramtes





- dem Leiter des Personalamtes

- je einer Vertreterin/einem Vertreter des Gesamtpersonalrats und des Personalrats der Inneren Verwaltung





- einer Vertreterin des Referats für Frauen

3. Der Beschluß der Ratsversammlung vom 17.09.1992 über die Zusam​mensetzung der Steuerungsgruppe "Verwaltungsreform" wird aufge​hoben.

4. Die Arbeit der Steuerungsgruppe beginnt nach der Sommerpause 1993.

5. Die Fraktionen benennen dem Amt für Organisation und Verwal​tungsreform ihre Vertreter/innen bis zum 30.06.1993 namentlich.


Ratsherr

V o i g t   (DIE GRÜNEN) begrüßt, daß in der Steuerungsgruppe

zwei Mitglieder des Personalrats vertreten sein sollen, möchte dies aber so verstanden wissen, daß bei Diskussionen in der Steuerungsgruppe über Ein​zelbereiche, die einen eigenen Personalrat haben, dieser anstelle des Per​sonalrats der Inneren Verwaltung hinzugezogen wird.


Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

16. Betreff:  Eilentscheidung des Oberbürgermeisters vom 13.4.93   - Drs. 313 



​zur Übernahme der Großcontainerabfuhr im Kieler

Stadtgebiet zum 1.7.1993, Anpassung der vorhande-




nen EDV-Programme


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer

Antrag: Der o. a. Eilentscheidung, die als Anlage beigefügt ist, wird zuge​stimmt.


Zur Ratsversammlung am 26. August 1993 zurückgestellt.


Beschluß: Zurückgestellt

17. Betreff:  Betriebshof Gutenbergstraße 79 des Amtes für         - Drs. 397 ​Abfallwirtschaft und Straßenreinigung


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag: 1. Dem beigefügten Raumprogramm wird zugestimmt.



2. Das Hochbauamt wird beauftragt,

a) unverzüglich einen Architektenwettbewerb durchzuführen, um eine dem Raumprogramm entsprechende optimale Nutzung des Be​triebshofs sowie eine der städtebaulichen Situation angemes​sene bauliche Gestaltung vorzubereiten,

b) rechtzeitig für die Beratungen des Haushaltsplans 1994 die Bauunterlagen nach § 6 der Baumittelrichtlinien aufzustellen.

3. Die Mittel zur Durchführung des Architektenwettbewerbs in Höhe von 250.000 DM werden im 1. Nachtragshaushalt 1993 bereitge​stellt.


Beschluß: Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

18. Betreff:  Personelle und finanzwirtschaftliche Befugnisse      - Drs. 401 



​des Amtes für die Bühnen der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: 1. Die Personalsachbearbeitung der nach Bundesangestelltentarifver​trag (BAT) und Bundesmanteltarifvertrag für Arbeiter - gemeind​licher Verwaltungen und Betriebe - (BMT-G) Beschäftigten der Bühnen der Landeshauptstadt Kiel soll künftig auch vom Amt für die Bühnen der Landeshauptstadt Kiel wahrgenommen werden. Ausge​nommen hiervon bleiben die Beamten und Mitarbeiterinnen und Mit​arbeiter des engeren Verwaltungsbereichs. In Zusammenarbeit mit den beteiligten Querschnittsämtern sind die organisatorischen personellen und sächlichen Voraussetzungen zu schaffen.

2. Die finanzwirtschaftlichen Befugnisse des Amtes für die Bühnen der Landeshauptstadt Kiel werden vorbehaltlich der Genehmigung des Innenministers des Landes Schleswig-Holstein mit Beginn der Spielzeit 1993/94 (01.08.93) wie folgt erweitert:

a) Sämtliche Einnahme- und Ausgabeansätze des Verwaltungshaus​halts (Bewirtschaftungsplanes) des Unterabschnittes 331

- Bühnen der Landeshauptstadt Kiel - werden für gegenseitig deckungsfähig erklärt. Hiervon ausgenommen sind die zentral bewirtschafteten Mittel ohne die Personalkosten.





b) Nicht verausgabte Beträge werden für übertragbar erklärt.


Beschluß: Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

19. Betreff:  Umstrukturierungs- und Einsparungskonzept für        - Drs. 402 



​die Bühnen der Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter:  Stadtschulrat Zimmer

Antrag: Die Bühnen der Landeshauptstadt Kiel werden beauftragt, auf der

Grundlage des beigefügten Umstrukturierungs- und Einsparungskonzep​tes die aufgezeigten Möglichkeiten auszuloten und umzusetzen.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

20. a) Betreff:  Nachwahl eines Mitgliedes für den Kultursenat     - Drs. 400 




​der Landeshauptstadt Kiel



Berichterstatter: Stadträtin Lentz

Antrag: Für das ausgeschiedene Mitglied Frau Dr. Brigitte Schubert-Riese wird








in den Kulturausschuß der Landeshauptstadt Kiel gewählt.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß gem. Magistratsbe​schluß vom 09.06.93 in den Antrag der Name "Holger Henze" einzufügen ist.





Beschluß: mit Änderung - mit Mehrheit -

20. b) Betreff: Nachwahl eines Mitgliedes für den Kultursenat - Drs. 422 - 




der Landeshauptstadt Kiel



Berichterstatter: Stadträtin Lentz

Antrag: Für das ausgeschiedene Mitglied Herrn Professor Dr. Winfried Ulrich wird Herr Professor Dr. Reinhard Demuth in den Kulturse​nat gewählt.




Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff:  Beirat für Seniorinnen und Senioren                  - Drs. 351 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter

Antrag: Der vorgelegten Satzung für den Beirat für Seniorinnen und Senioren wird zugestimmt.


Ratsfrau

K ü h l   (SPD) stellt namens ihrer Fraktion folgenden Ände-


rungsantrag:


"§ 2 Absatz 4 der Satzung erhält folgende Fassung:

Die Ämter und Betriebe verpflichten sich, den Beirat über alle wichtigen Angelegenheiten, die ältere Menschen betreffen, zu unterrichten. Sie sollen Anregungen, Empfehlungen und Stellungnahmen des Beirates, soweit möglich, berücksichtigen.

Kleine Anfragen, die in schriftlicher Form an den/die für das jeweilige Sachgebiet zuständige/n Dezernenten/in gerichtet werden können, sind in an​gemessener Zeit zu beantworten.


§ 2 Absatz 5 der Satzung entfällt ersatzlos."


Beschluß über diesen Änderungsantrag: - mit Mehrheit -

Beschluß über Drs. 351 einschl. der beschlossenen Änderung: einstimmig

22. Betreff:  Neufassung der "Richtlinien für die Gewährung        - Drs. 408 






​von Arbeitgeberzuschüssen der Landeshauptstadt

Kiel zur Wohnraumbeschaffung (Eigentumsmaßnahmen)







vom 8. Mai 1980


Berichterstatter:  Stadtrat Tovar

Antrag: Der Neufassung der "Richtlinien für die Gewährung von Arbeitgeber​zuschüssen der Landeshauptstadt Kiel zur Wohnraumbeschaffung (Ei-

gentumsmaßnahmen)" nach dem als Anlage beigefügten Entwurf wird zu​gestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff:  Fortschreibung des Mietspiegels der                  - Drs. 409 ​Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter:  Stadtrat Tovar

Antrag: 1. Der Mietspiegel der Landeshauptstadt Kiel wird im Jahre 1994





fortgeschrieben.

2. Der Magistrat wird beauftragt, mit dem Geographischen Institut der Christian Albrechts-Universität Kiel entsprechende Verhand​lungen mit dem Ziel des Abschlusses eines Werkvertrages zur Fortschreibung des Mietspiegels zu führen.

3. Im 2. Nachtragshaushalt 1993 sind für die Fortschreibung zu​nächst 20.000,00 DM zu veranschlagen.

Die restlichen Kosten in Höhe von 180.000,00 DM werden im Haus​halt 1994 zur Verfügung gestellt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

24. Betreff:  123. Änderung des Flächennutzungsplanes der          - Drs. 390 



​Stadt Kiel - Fassung 1970 - für einen Bereich

in Kiel-Pries, zwischen Friedrichsorter Straße




und Koppelberg (Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Für einen Bereich in Kiel-Pries, zwischen Friedrichsorter Straße

und Koppelberg wird die 123. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - entsprechend dem in der Sitzung aushän​genden Plan als Entwurf beschlossen.



Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff:  B-Plan Nr. 821 und Aufhebung eines räumlichen        - Drs. 391 ​Teilbereiches aus dem B-Plan Nr. 702 für das




Baugebiet Kiel-Pries, nordwestlich Grüffkamp,

zwischen Koppelberg und Friedrichsorter Straße (Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Für das Baugebiet Kiel-Pries, nordwestlich Grüffkamp, zwischen Koppelberg und Friedrichsorter Straße wird der Bebauungsplan Nr. 821 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

b) Gleichzeitig wird die Aufhebung eines räumlichen Teilbereiches aus dem Bebauungsplan Nr. 702 (Baugebiet: Kiel-Pries, Fried- richsorter Straße, Fördestraße, Koppelberg, östlich der Grund​stücke Koppelberg 4 und Grüffkamp 1 a, Achterwurth, südlich der Grundstücke Friedrichsorter Straße 47 - 67) für das Baugebiet nordwestlich Grüffkamp, zwischen Koppelberg und Friedrichsorter Straße entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

26. Betreff:  Veränderungssperre Nr. 44 für den Geltungsbereich    - Drs. 392 ​



des B-Planes Nr. 835 für das Baugebiet Kiel-

Gaarden, zwischen Werftstraße, Kieler Straße, Jugendherberge, Schwimmhalle Gaarden und Postfuhramt


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die beigefügte Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Verände​rungssperre Nr. 44 für den Geltungsbereich des in Aufstellung be​findlichen Bebauungsplanes Nr. 835 für das Baugebiet Kiel-Gaarden, zwischen Werftstraße, Kieler Straße, Jugendherberge, Schwimmhalle Gaarden und Postfuhramt wird beschlossen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

27. Betreff:  Widmung von Straßen im Stadtgebiet Kiel              - Drs. 393 -


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Gemäß § 6 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig-Hol-

stein (StrWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Januar 1979 (GVOBl. Schl.-H. S. 163), geändert durch Gesetz vom 21. März 1989 (GVOBl. Schl.-H. S. 44), werden folgende Verkehrsflächen für den öffentlichen Verkehr gewidmet:



I.

Als Gemeindestraße nach § 3 Abs. 1 Nr. 3 a) StrWG:

Verlängerung der Straße Wellseedamm zwischen Liebigstraße und Bau-km 0+814



II. Als sonstige öffentliche Straße nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 c StrWG:






a) Buswende Skandinaviendamm/Aalborgring/Randersstraße






b) Parkplatz Wiker Straße (nahe dem Landesvermessungsamt)






c) Straße "Radebrook" einschließlich der drei Wohnwege


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

28. Betreff:  Einziehung von öffentlichen Verkehrsflächen          - Drs. 394 



​hier: Parkplatz am Bergenring


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Die Straßenaufsichtsbehörde wird gebeten, den Parkplatz am Bergen​ring - Nähe Skandinaviendamm - gemäß § 8 Abs. 2 des Straßen- und Wegegesetzes für das Land Schleswig-Holstein (StrWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Januar 1979 (GVOBl. Schl.-H. S. 163), geändert durch Gesetz vom 21. März 1989 (GVOBl. Schl.-H. S. 44), für den öffentlichen Verkehr einzuziehen.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

29. Betreff:  Straßenbenennungen in Kiel                           - Drs. 395 



​hier: Benennung dreier geplanter Straßen







im Industrieareal Wellsee


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: 1. Die von der Bunsenstraße in östliche Richtung abgehende geplante Straße (Sackgasse) erhält die Bezeichnung






"Dorothea-Erxleben-Straße",

2. die von der Bunsenstraße in östliche Richtung bogenförmig auf die verlängerte Edisonstraße zuführende geplante Straße erhält die Bezeichnung






"Marie-Curie-Straße";

3. die von dem bisher noch nicht fertiggestellten Abschnitt der Edisonstraße in westliche Richtung abgehende geplante Straße (Sackgasse) erhält die Bezeichnung






"Maria-Merian-Straße".


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

30. Betreff:  Überplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle
 - Drs. 396 -




591.550 - Waldanlagen und Wildgehege; Pflege




und Unterhaltung von Kraftfahrzeugen und




anderen Fahrzeugen


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: Bei der Haushaltsstelle 591.550 - Waldanlagen und Wildgehege; Pfle​ge und Unterhaltung von Kraftfahrzeugen und anderen Fahrzeugen ​wird einer überplanmäßigen Ausgabe von 12.500,00 DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben bei folgenden Haus​haltsstellen:



591.511 -  Unterhaltung der Waldanlagen
 3.000,00 DM

591.5211 - Unterhaltung der Bänke, Einfriedigungen







und Warnungstafeln
 3.000,00 DM



591.622 -  Forstpflanzen und Dünger
 6.500,00 DM

12.500,00 DM ============


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

31. Kleine Anfragen

32. Große Anfragen


Es liegen keine Anfragen vor.

33. Betreff:  2. Änderung des B-Planes Nr. 416 für das Baugebiet   - Drs. 424 ​Kiel-Schilksee, Funkstellenweg, Langenfelde, Seeadlerweg,Stubbekredder (erneuter




Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge

Antrag: a) Der Entwurfsbeschluß der Ratsversammlung vom 20.08.1992 für die zweite Änderung des Bebauungsplanes Nr. 416 für das Baugebiet Kiel-Schilksee, Funkstellenweg, Langenfelde, Seeadlerweg, Stub​bekredder wird aufgehoben.

b) Für das Baugebiet Kiel-Schilksee, Funkstellenweg, Langenfelde, Seeadlerweg, Stubbekredder wird die 2. Änderung des Bebauungs-

planes Nr. 416 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan erneut als Entwurf beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

34. Betreff:  Bebauungsplan Nr. 543 d für das Baugebiet Bunsen-    - Drs. 321 





​straße und Rollbek, nördlich Bunsenstraße 4 und

Bebauungsplan Nr. 544 für das Baugebiet südlich Wellseedamm, beiderseits Verlängerung Edisonstraße sowie Bebauungsplan Nr. 545 für das Baugebiet zwi​schen Verlängerung Edisonstr., Straße "Zum Forst", Schlüsbek und Verlängerung Bunsenstraße in Kiel​Wellsee (Satzungsbeschlüsse)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag: I.

Die Bedenken und Anregungen zu den Entwürfen der Bebauungsplä-

ne Nr. 543 d, Nr. 544 und Nr. 545, die vom 08.12.1992 bis zum 15.01.1993 öffentlich ausgelegen haben, von

a) dem Minister für Natur, Umwelt und Landesentwicklung des Landes Schleswig-Holstein (Landesplanungsbehörde),







b) der Unteren Landschaftspflegebehörde,

c) dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V. werden teilweise berücksichtigt.



II.

Um die Auswirkungen der Planungen zu mildern, sind seitens der

Stadt ausgleichende und kompensierende Maßnahmen in Höhe von ca. 6.293.500,00 DM durchzuführen. Sie sollen möglichst zeit​gleich mit der Realisierung der Bebauungspläne durchgeführt werden.

III. Folgende Bebauungspläne werden entsprechend den in der Sitzung aushängenden Plänen als Satzungen beschlossen.

III. 1. Bebauungsplan Nr. 543 d für das Baugebiet Kiel-Wellsee, zwischen Bunsenstraße und Rollbek, nördlich Grundstück Bun​senstraße 4,

III. 2. Bebauungsplan Nr. 544 für das Baugebiet Kiel-Wellsee, süd​lich Wellseedamm, beiderseits Verlängerung Edisonstraße,

III. 3. Bebauungsplan Nr. 545 für das Baugebiet Kiel-Wellsee, zwi​schen Verlängerung Edisonstraße, Straße "Zum Forst", Schlüsbek und Verlängerung Bunsenstraße.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.

Bebauungsplan Nr. 543 d für das Baugebiet Bunsenstraße und Rollbek, nörd​lich Bunsenstraße 4 und Bebauungsplan Nr. 544 für das Baugebiet südlich Wellseedamm, beiderseits Verlängerung Edisonstraße sowie Bebauungsplan

Nr. 545 für das Baugebiet zwischen Verlängerung Edisonstr., Straße "Zum

Forst", Schlüsbek und Verlängerung Bunsenstraße in Kiel-Wellsee (Satzungs​beschlüsse)

Tischvorlage. Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Gemäß Beschluß des Magistrats vom 10.06.93 werden folgende Ergänzungen Be​standteil der Verwaltungsvorlage:


Zu Beschlußpunkt II:

"Um die Auswirkungen der Planungen zu mildern, sind seitens der Stadt aus​zugleichende und kompensierende Maßnahmen in Höhe von 6.293.500 DM durchzu​führen. Davon können 2,0 Mio DM abgesetzt werden, die vorab in den Jahren 1979/80 für ökologische Maßnahmen im Wellseebecken aufgewandt wurden. Sie sollen möglichst zeitgleich mit der Realisierung der Bebauungspläne durch​geführt werden."


Zu Beschlußpunkt III:

"Der städtebaulichen Begründung wird mit der Maßgabe folgender Ergänzung


zugestimmt:

Seite 9 nach Punkt "Gesamtkosten" wird folgender Absatz eingefügt:

Von den genannten Kosten können aufgrund der umfangreichen Sanierungsmaß​nahmen des Wellseebeckens, die schon im Hinblick auf den Entwicklungsbe​reich des Industrieareals Wellsee auch weitreichende ökologische Aufwer​tungsmaßnahmen beinhalten, 2,0 Mio DM gegengerechnet werden."


Beschluß über Drs. 321 einschl. der vorgetragenen Ergänzung:


mit Änderung - bei zwei Gegenstimmen

34. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

Bebauungspläne 543 d, 544 und 545 - Industrieareal             - Drs. 353 ​

Wellsee Ergänzung zur Vorlage zum Satzungsbeschluß


Kenntnis genommen

35. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) wünscht den Anwesenden erholsame Som​merferien.

Sie teilt mit, daß die nächste Ratsversammlung am 26. August 1993 stattfin​det und schließt die Öffentliche Sitzung der Ratsversammlung.

Stadtpräsidentin             1. Schriftführer           2. Schriftführer

 2. Stellv. Schriftführer

 Protokollführer

